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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit (22. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/3824 — 

Unterzeichnung und Ratifizierung des Übereinkommens 169 

über eingeborene und in Stammen lebende Völker in unabhängigen Ländern 

der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 


A. Problem 

Bis heute sind die Rechte eingehorener und in Stämmen lebender 
Völker in unabhängigen Ländern in nicht wenigen Fällen 
geschmälert, insbesondere ihre Mitwirkung bei Aufstellung, 
Durchführung und Bewertung von Plänen und Programmen für die 
nationale und regionale Entwicklung. 


B. Lösung 

Aufforderung an die Bvmdesregierung, das ILO-Übereinkom- 
men 169, das die Rechte eingeborener und in Stämmen lebender 
Völker erweitert, im Hinblick auf die Schutzbedürftigkeit dieser 
Völker zu unterzeichnen und dem Deutschen Bundestag zur 
Ratifizierung vorzulegen. 

Ablehnung im Ausschuß. 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

wurden nicht erörtert. 
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Beschiußempfehlung 

Der Bimdestag wolle beschließen: 

Der Antrag — Drucksache 12/3824 — wird abgelehnt. 

Bonn, den 24. März 1993 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Dr. Harald Schreiber Dr. Harald Schreiber Ingrid Walz 

SteUv. Vorsitzender Berichterstatter 


Verena Wohlleben 


Berichterstatterinnen 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Harald Schreiber, Ingrid Walz 
und Verena Wohlleben 


I. (Beratungsverfahren — allgemein) 

Der Deutsche Bundestag überwies in seiner 131. Sit- 
zung am 14. Januar 1993 den Antrag zur federführen- 
den Beratung an den Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und zur Mitberatimg an den Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung. 


11. (Beratungsverfahren — 
mitberatende Ausschüsse) 

Der Antrag wurde vom Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung in seiner 63. Sitzung am 10. Februar 
1993 abgelehnt. 


III. (Beratungsverfahren — 
federführender Ausschuß) 

In der 49. Sitzung des Ausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit am 10. März 1993 wurde der Antrag 
— in Abwesenheit des Antragstellers — beraten. 

Hierbei beschränkte sich die Stellungnahme der Bun- 
desregierung auf die Feststellung: „Die Bundesrepu- 
blik Deutschland ist von dem Übereinkonunen nicht 
betroffen, da auf ihrem Territorium keine eingebore- 
nen und in Stämmen lebende Völker leben und sie 
daher das Abkommen weder erfüllen noch gegen es 
verstoßen kann.“ Folglich könne eine „negative 
Signalwirkung durch deutsche Nicht-Ratifizierung“ 
in Ländern der Dritten Welt ausgeschlossen wer- 
den. 

Seitens der Koalitionsfraktionen wurde daher die 
Auffassung vertreten, daß für die Bundesregierung 
kein Handlungsbedarf bestehe. Es wurde daran erin- 


nert, daß Integration der Eingeborenen- und Stam- 
mesvölker nur „eine von mehreren möglichen politi- 
schen Optionen" sei. 

Seitens der Fraktion der SPD wurde bestätigt, daß in 
der Tat in Deutschland Bevölkerungsanteile, wie sie 
in dem ILO-Übereinkommen 169 — wie auch in 
dessen Vorläufer aus dem Jahre 1957 — definiert 
worden seien, nicht lebten. Gleichwohl unterstütze 
man den Antrag zur Unterzeichnung und Ratifizie- 
rung des Abkommens im Hinblick auf eine „gewisse 
Vorbild-Funktion": Deutscherseits könne auf diese 
Weise zum Ausdruck gebracht werden, daß „ eingebo- 
rene und in Stänunen lebende Völker" in die Entwick- 
lungszusammenarbeit einbezogen sein und nicht 
etwa übergangen werden sollten. 

In der 51. Sitzung des Ausschusses am 24. März 1993 
wurde dem Antragsteller Gelegenheit gegeben, seine 
Begründung nachzuholen. Seitens der antragstellen- 
den Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wurde die 
Auffassung bekräftigt, die Belange indigener Völker 
würden durch das ILO- Abkommen 169 geschützt 
werden. Deutscherseits sollte dieses Abkommen im 
Hinblick auf die „Schutzbedürftigkeit kleiner Völker 
innerhalb eines Staates“ ratifiziert werden. 


Ergebnis 

In der anschließenden Abstimmung lehnte der Aus- 
schuß den Antrag mit der Mehrheit der Koalitionsfrak- 
tionen gegen die Stimmen der Fraktion der SPD und 
beider Gruppen ab. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
bittet den Deutschen Bundestag, dem Votum des 
Ausschusses zu folgen. 


Bonn, den 24. März 1993 

Dr. Harald Schreiber Ingrid Walz Verena Wohlleben 

Berichterstatter Berichterstatterinnen 
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